


CHINA aktuell - 257 - März 2000

letzten Jahr um 5,2%. Zur Un

terstützung der aktiven Fis

kalpolitik wurden im letzten 

Jahr insgesamt Staatsanleihen 

im Werte von 101 Mrd. Yuan be

geben. Diese Mittel sowie die zu

sätzlichen Investitionen erlaub

ten es, eine Reihe von großen 

Infrastrukturprojekten fertigzu

stellen.

• Auch die Geldpolitik wurde 

aktiv für die Unterstützung 

des Wirtschaftswachstums ein

gesetzt. So wurden die Einlagen- 

und Kreditzinsen sowie die An

forderungen an das Verhältnis 

von Einlagen zu Bankreserven 

gesenkt. Weiterhin wurde der 

Zugang zu Konsumgüterkredi

ten erleichtert. Zur Stimulierung 

der Inlandsnachfrage wurde das 

Geldangebot ausgeweitet, und 

zwar M 2 um 14,7%, M 1 um 

17,7% und M 0 um 20,1%.

• Zur Sanierung des Bankensys

tems setzte die Zentralbank 

die Refinanzierung von kleinen 

und mittelgroßen Finanzinstitu

tionen fort.

• Die Maßnahmen zur Reform 

der Staatsunternehmen wurden 

fortgesetzt und damit die Per

formance der Unternehmen zum 

Besseren gewendet. So gingen 

die Verluste der staatseigenen 

Unternehmen und der Unter

nehmen mit Mehrheitsbeteili

gung des Staates um 15,9% zu

rück. Der Textil-, Baustoff-, NE- 

Metall- und Eisenbahnindustrie 

gelang es, wieder schwarze Zah

len zu schreiben.

• Mehr als 4,9 Mio. freigesetzte 

Arbeitskräfte konnten 1999 eine 

neue Beschäftigung finden. Zeng 

Peiyan wies in dem Bericht da

rauf hin, dass die Regierung da

für gesorgt habe, dass nahezu 

alle Rentner ihre Rentenzahlun

gen erhalten haben.

• Die Regierung passte die Prei

se für verschiedene Dienstleis

tungen an, z.B. für Eisenbahn

fracht, medizinische Versorgung, 

Post- und Telekommunikations

leistungen, die Miete der im 

öffentlichen Eigentum befind

lichen Wohnungen, Gebühren 

für die Hochschulausbildung, für

Wasser und für den Umwelt

schutz.

• Das Volumen des Konsumgüter

umsatzes stieg gegenüber dem 

Vorjahr um nominal 6,8% und 

real um 10,1%.

Im Juli 1999 wurden die Einkom

men der städtischen Bevölkerungs

gruppen, die nur Niedrigsteinkom

men aufweisen, erhöht. Das Pro-Kopf- 

Einkommen der städtischen Bevölke

rung lag durchschnittlich bei 5.854 

Yuan und stieg um real 9,3%. Das Pro- 

Kopf-Nettoeinkommen der Bauern lag 

bei 2.210 und stieg real um 3,8%.

Im Arbeitsbericht der Regierung, den 

Ministerpräsident Zhu Rongji eben

falls auf dem NVI< vorstellte, wies er 

auf die besonderen Anstrengungen der 

Regierung bei der materiellen Absi

cherung der freigesetzten Arbeitskräf

te, der ärmsten städtischen Bevölke

rungsgruppen sowie der Rentner hin. 

Aus dem Staatshaushalt seien hier

für 54 Mrd. Yuan bereitgestellt wor

den, die insgesamt einer Zahl von 84 

Mio. Menschen zugute gekommen wä

ren. (XNA, 17.3.00)

Neben den Erfolgen in der wirtschaft

lichen Entwicklung nennt Zeng Pei

yan im Bericht auch eine Reihe von 

Problemfeldern, die 1999 aufgetreten 

sind.

1. Die schwache Inlandsnachfrage 

bremste das Wirtschaftswachs

tum. Die Investitionen staatsei

gener Einheiten und Unterneh

men gingen zurück, und zwar von 

22,7% im 1. Quartal 1999 auf 3,8% 

im 4. Quartal 1999. Die inflatio

näre Preisentwicklung hielt auch 

1999 an. Die Konsumgüter- und 

die Verbraucherpreise gingen um 

1,4% bzw. 3% zurück.

2. Die Arbeitslosigkeit verstärkte 

sich. Bis Ende 1999 wurden 6,5 

Mio. Arbeitskräfte entlassen. Die 

Industriebetriebe auf dem Land 

beschäftigten inzwischen weniger 

Arbeitskräfte als bisher, während 

es viele überschüssige ländliche 

Arbeitskräfte gibt, die absorbiert 

werden müssen.

3. Weiterhin lag die Einkommens

steigerung für die ländliche Be

völkerung im letzten Jahr ledig

lich bei durchschnittlich 48 Yuan

und fiel damit deutlich zu nied

rig aus. Auf Grund von Angebots

und Nachfrage Veränderungen gin

gen die Preise für Agrarprodukte 

zurück; auch die Performance der 

Betriebe auf dem Land verschlech

terte sich.

4. Einige ungewöhnliche Phänome

ne in der Wirtschaft blieben be

stehen. Dazu zählten beispielswei

se die Überschusskapazität in der 

Produktion von normalen Pro

dukten und die Unfähigkeit eini

ger Unternehmen, sich an die Ver

änderungen des Marktes anzupas

sen. Diese Unternehmen hätten 

nur eine schwache Entwicklungs

und Innovationsfähigkeit, sie seien 

nicht in der Lage, alte durch neue 

Produkte zu ersetzen und seien 

kaum wettbewerbsfähig.

5. In einigen Regionen verschlechter

te sich die Umwelt kontinuierlich, 

und die Umweltverschmutzung ist 

zu einem schwerwiegenden Pro

blem in manchen Städten gewor

den. (XNA, 18.3.00) -schü-

31 Indikativplanung für die 

Wirtschafts- und Sozialent

wicklung im Jahr 2000

Auf dem NVK stellte Zeng Pei

yan ebenfalls die wichtigsten Zie

le und Aufgaben im Rahmen der 

Wirtschafts- und Sozialentwicklung 

für das Jahr 2000 vor.

In den politischen Leitlinien für das 

Jahr 2000 findet sich keine neue Ziel

setzung, sondern die bereits in den 

letzten Jahren verfolgten Vorstellun

gen zur Wirtschaftsreform und zur 

aktiven Förderung des Wirtschafts

wachstums wurden in der Rahmenpla

nung für dieses Jahr erneut aufgenom- 

men.

Als wichtigste makroökonomische 

Vorgaben gelten folgende Ziele:

• Erhöhung des BIP-Wirtschafts

wachstums um rd. 7%,

• Steigerung der Investitionen um 

rd. 10%,

• Konsumgüter- und Einzelhan

delspreisniveau sollen dasselbe 

bzw. ein leicht höheren Niveau 

als 1999 erreichen,
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• Anstieg der Im- und Exporte um 

3%; eine im Wesentlichen ausge

glichene Handelsbilanz,

• Beschränkung des Haushaltsde

fizits auf 229,9 Mrd. Yuan,

• Beschränkung der städtischen 

Arbeitslosenquote auf 3,5%,

• Beschränkung der natürlichen 

Wachstumsrate der Bevölkerung 

auf 0,92%.

Für das laufende Jahr sieht die Regie

rung folgende Herausforderungen und 

Aufgaben:

• Ausweitung der Investitionen 

und Verbesserung der Investiti

onsstruktur. Dazu zählt auch, 

dass mehr ausländische Direkt

investitionen absorbiert werden 

sollen. Weiterhin soll ein größe

rer Anteil der Mittel zur Ent

wicklung der Region Westchina 

bereitgestellt werden.

• Förderung der Umstrukturie

rung der Landwirtschaft und 

der ländlichen Wirtschaft. Hier

zu wird die Verbesserung der 

Infrastruktur in der Landwirt

schaft, insbesondere im Bereich 

Wasserwirtschaft gezählt. Die 

Bauern sollen weiterhin dazu er

mutigt werden, sich stärker beim 

Anbau landwirtschaftlicher Pro

dukte an der Marktnachfrage zu 

orientieren.

• Verstärkung der industriellen 

Umstrukturierung, um die Qua

lität und das industrielle Wachs

tum zu erhöhen. Der Bericht von 

Zeng Peiyan geht auf einzelne 

Industriebranchen und ihre Ent

wicklungsschwerpunkte ein.

• Schaffung einer geeigneten ex

ternen Umgebung für die Ent

wicklung der Staatsunterneh

men. Hierfür sollen insbesondere 

mehr Mittel für die Umstruktu

rierung fauler Kredite der Unter

nehmen bereitgestellt werden.

• Förderung der Wirtschaftsent

wicklung der Region Westchina, 

vor allem durch den Ausbau der 

dortigen Infrastruktur.

• Weitere außenwirtschaftliche 

Öffnung und bessere Nutzung

der inländischen und internatio

nalen Märkte und Ressourcen. 

Der Bericht geht bei diesem 

Punkt u.a. explizit auf den Bei

tritt Chinas zur WTO ein und 

die dafür notwendige Anpassung 

der entsprechenden Gesetze und 

Bestimmungen nach internatio

nalen Standards.

• Verfolgung einer nachhaltigen 

Entwicklung und eines wir

kungsvollen Umweltschutzes. 

Die Anstrengungen im Umwelt

schutz sollen mit der industri

ellen Umstrukturierung koordi

niert werden.

Verstärkte Anstrengungen zur Nut

zung von Wissenschaft, Technologie 

und Bildung für die soziale Entwick

lung. (XNA, 18.3.00)

Ausländische Analysten betrachten 

die Wachstumschancen der chinesi

schen Wirtschaft als durchaus posi

tiv. So wies Dwight Perkins (Harvard 

Universität) auf einer Konferenz En

de März in China (China Development 

Forum) darauf hin, dass eine Wachs

tumsrate von 7% durchaus realistisch 

sei, trotz Problemen wie dem Ange

botsüberhang bei Produkten oder der 

wachsenden Arbeitslosigkeit. Voraus

setzung für ein hohes Wachstum sei je

doch die Fortsetzung der Wirtschafts

reformen. Perkins unterstrich die Be

deutung des WTO-Beitritts, da hier

durch der Reformdruck weiter zuneh

men werde.

Weniger optimistisch hinsichtlich des 

Wachstumstempos zeigte sich Law

rence Lau (Stanford University). Er 

hob jedoch die neue Politik der Ent

wicklung der Region Westchina sowie 

die Politik der verstärkten Urbanisie

rung als richtige Instrumente hervor, 

um die finanziellen Mittel sinnvoll zu 

kanalisieren. (XNA, 29.3.00) -schü-

32 Anstieg der Arbeitslosigkeit 

erwartet

Arbeitsminister Zhang Zuoji geht da

von aus, dass in diesem Jahr rd. 5 

Mio. Arbeitskräfte freigesetzt werden 

müssen. Die Bereitstellung neuer Ar

beitsplätze stellte sich im letzten Jahr 

als relativ schwierig dar. So konn

ten die Wiederbeschäftigungszentren, 

die 1998 noch 51% der freigesetzten

Arbeitskräfte vermitteln konnten, im 

letzten Jahr nur noch 43% eine neue 

Beschäftigung anbieten. Vor allem für 

Arbeitskräfte mit einer geringen Qua

lifikation waren die Vermittlungsmög

lichkeiten sehr begrenzt. Auch wenn 

nicht alle Arbeitskräfte in die offene 

Arbeitslosigkeit entlassen werden, so 

müssen sie doch materiell abgesichert 

werden. Es wird damit gerechnet, dass 

dementsprechend die Wohlfahrtsaus

gaben des Staates weiter deutlich an

steigen werden.

Auch in den kommenden drei Jahren 

muss mit weiteren Entlassungen vor 

allem durch staatseigene Unterneh

men gerechnet werden. Nach Schät

zungen der Weltbank sind von den rd. 

140 Mio. Arbeitskräften, die von den 

staats- und kollektiveigenen Unter

nehmen beschäftigt werden, rd. 35% 

überschüssig. (FT, 8.3.00)

In seinem Bericht zur Regierungsar

beit auf dem NVK wies Zhu Rong- 

ji nochmals auf die Notwendigkeit 

hin, ein soziales Sicherungssystem 

aufzubauen, um die soziale Stabili

tät aufrechtzuerhalten. Ein soziales 

Sicherungssystem habe einen wichti

gen Einfluss auf Reform, Entwick

lung und Stabilität. Zunächst müsse 

das jetzige System der „drei Garanti

en“ fortgesetzt und verbessert werden. 

Dieses bestehe aus der Garantie der 

grundlegenden Lebenshaltungskosten 

für freigesetzte Arbeitskräfte staats

eigener Unternehmen, der Garantie 

für die Zahlung von Arbeitslosenun

terstützung und der Garantie für ein 

Existenzminimum für die städtische 

Bevölkerung. Auf dieser Basis könnten 

die notwendigen Bedingungen für den 

Übergang zu einem gesunden sozialen 

Sicherungssystem geschaffen werden.

Zhu Rongji forderte in seinem Be

richt ebenfalls, die Arbeit der Wie

derbeschäftigungszentren (oftmals in 

den staatseigenen Unternehmen) zu 

verbessern. Diese Zentren sollen die 

grundlegenden Lebenshaltungskosten 

für die freigesetzten Arbeitskräfte so

wohl rechtzeitig als auch in vol

lem Umfang zahlen. Weiterhin sol

len sie für die soziale Sicherung zu

ständig sein, und zwar sowohl für 

die Renten als auch für die Arbeits

losenunterstützung und die medizini

sche Versorgung. Die Sozialversiche

rungsfonds sollten entsprechend dem
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„Drei-Drittel-Prinzip“ gesichert wer

den. Für fehlende Mittel im Sozial

versicherungsfonds, nachdem die Un

ternehmen und die Beschäftigten ih

ren Beitrag geleistet haben, sei die 

Regierung zuständig. Die Zentralre

gierung werde die Regionen Zentral- 

und Westchina sowie die alten Indus

triestandorte dabei unterstützen, da 

deren finanziellen Probleme sehr groß 

seien.

Auch die Wiederbeschäftigung frei

gesetzter Arbeitskräfte sprach Zhu 

Rongji in seinem Bericht an. Die 

Lokalregierungen müssten die freige

setzten Arbeitskräfte aktiv bei der 

Suche neuer Beschäftigungsmöglich

keiten unterstützen und Berufsaus

und Weiterbildungsprogramme ent

wickeln. So weit es den Unterneh

men möglich ist, sollten diese Arbeits

kräfte intern weiterbeschäftigt wer

den, indem sie ihre Unternehmensak

tivitäten in Kern- und Randbereiche 

aufteilten. Freigesetzte Arbeitskräfte 

könnten dann in neu geschaffenen 

wirtschaftlich unabhängigen Einhei

ten weiterbeschäftigt werden. (XNA, 

17.3.00) Diese Vorstellung ist aller

dings nicht neu, da bereits viele Unter

nehmen bestimmte Dienstleistungen 

vom Hauptgeschäft abkoppeln und 

dafür freigesetzte Arbeitskräfte ein

stellen.

Mittelfristig soll die soziale Siche

rung der Arbeitskräfte nicht mehr 

auf betrieblicher Basis erfolgen, son

dern überbetrieblich. Zukünftig sollen 

nicht mehr die Wiederbeschäftigungs

zentren in den Unternehmen die Ga

rantie für die Lebenshaltungskosten 

für freigesetzte Arbeitskräfte überneh

men, sondern die freigesetzten Ar

beitskräfte sollen eine Arbeitslosenun

terstützung erhalten und sich selbst 

am Arbeitsmarkt um eine neue Be

schäftigung bemühen. (XNA, 17.3.00) 

-schü-

33 Privatsektor fordert mehr 

Rechte

Während der Sitzungen des NVK war 

nach einem Bericht der South China 

Morning Post vom 5.3.2000 die Frage 

der weiteren Entwicklung des Privat

sektors von besonderer Bedeutung.

Die Privatunternehmen drängen auf 

eine Veränderung der Gesetze und 

Bestimmungen, damit ihre Rolle in 

der Wirtschaft besser deutlich wird. 

Für die Privatunternehmen ist die 

Gleichstellung mit den staatseigenen 

Unternehmen und den Unternehmen 

mit Auslandskapital besonders wich

tig. Sie wollen gleichbehandelt und 

zu allen Branchen zugelassen wer

den. Aus der Sicht der Privatunter

nehmen ist die derzeitige Regelung 

im Wirtschaftsleben nicht mehr halt

bar, die nach Unternehmen verschie

dener Eigentumsformen unterschei

det. Gesetze und Bestimmungen soll

ten dagegen nur auf Branchen abge

stimmt werden. Statt illegale Gebüh

ren und Steuern zu erheben, sollten 

die Lokalregierungen den Privatsek

tor mit Informations-, Finanz-, techni

schen sowie Ausbildungsdienstleistun

gen unterstützen.

Inzwischen zählen auch z.B. Stahlwer

ke, Bauunternehmen, Textilfabriken 

oder Kaufhäuser zu privaten Unter

nehmen. Die Gesamtzahl der Beschäf

tigten im Privatsektor wird mit rd. 

102 Mio. Personen angegeben. Nach 

wie vor jedoch gibt es Privatunterneh

mer, die aus Furcht vor einem Wandel 

der Politik ihr Unternehmen als „kol

lektiv“ registriert haben.

Nach Angaben von Jing Shuping, Vor

sitzender der All-China Federation of 

Industry and Commerce, die den Pri

vatsektor vertritt, trägt der Privatsek

tor mit 20% zum landesweiten Indus

trieoutput und mit 37,1% zum Einzel

handelsumsatz bei. Jing teilt die Wirt

schaft in drei gleiche Teile auf: den 

Staatssektor, die nicht landwirtschaft

lichen Unternehmen auf dem Lande 

und den Privatsektor, zu dem Jing 

auch die Unternehmen mit Auslands

kapital zählt.

Die Bedeutung der Privatwirtschaft 

ist regional sehr unterschiedlich. In 

manchen süd- und östlichen Regionen 

Chinas dominieren jedoch schon pri

vate Unternehmen. Ein Beispiel hier

für ist Wenzhou in der Provinz Zhe

jiang. In dieser Stadt beläuft sich der 

Anteil des Privatsektors auf rd. 80%; 

nur das Elektrizitätswerk, das Post

amt und die Telekommunikation sind 

in staatlicher Hand.

Eine liberale Politik gegenüber dem 

Privatsektor verfolgt auch die Pro

vinz Guangdong. Mitte Februar wurde 

dort von der Regierung beschlossen, 

neue Wirtschaftsbereiche für Privat

unternehmen zu öffnen und damit den 

privaten Unternehmen denselben Zu

gang wie den Unternehmen mit Aus

landskapital zu bieten. Hierzu zäh

len beispielsweise Infrastrukturprojek

te, die Informationsindustrie, städti

sche Dienstleistungen (z.B. Abwasser

behandlung).

Auch im konservativen Beijing hat der 

Privatsektor inzwischen durchaus eine 

wichtige Rolle. Er trägt mit 20% zum 

Einzelhandelsumsatz bei und beschäf

tigt rd. 1 Mio. Arbeitskräfte bzw. 22% 

aller Beschäftigten. (SCMP, 6.3.00)

Dass China auch nach rd. 20 Jah

ren seit Beginn der Wirtschaftsreform 

noch keinen Privatsektor hat, der ge

genüber ausländischen Unternehmen 

wettbewerbsfähig ist, macht der chi

nesischen Regierung nach Einschät

zung ausländischer Analysten derzeit 

besondere Sorgen. So wird mit dem 

Beitritt zur WTO die Gefahr gese

hen, dass ausländische Unternehmen 

in wenigen Jahren eine dominante 

Rolle in der chinesischen Wirtschaft 

spielen könnten. Da der Staatssektor 

nur teilweise konkurrenzfähig werden 

kann, muss die Regierung demnach 

dem Privatsektor mehr Rechte zuge

stehen. (AWSJ, 14.3.00)

Im Gegensatz zu seiner wachsenden 

Rolle ist der Privatsektor jedoch kaum 

in der Politik repräsentiert. In Beijing 

z.B. stammen lediglich 12 der insge

samt 774 Delegierten des Stadtparla

ments aus dem Privatsektor. (SCMP, 

6.3.00) -schü-

SVR Hongkong

34 Verbindungsbüro für in Chi

na festgehaltene Hongkon

ger Bürger

Nach Hongkonger Meldungen wird 

bei der Obersten Volksstaatsanwalt

schaft in Beijing ein Verbindungsbü

ro eingerichtet, das Hongkonger Bür

gern erlauben soll, Nachforschungen 

über Angehörige anzustellen, die von 

chinesischen Sicherheitskräften festge

halten werden. Hongkonger Delegierte 

des Nationalen Volkskongresses sollen 

jeweils den Kontakt herstellen und die 

Nachforschungen betreuen.




